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Bundesregierung bremst bei Offenlegungspflichten für Unternehmen

Zahlung von Hungerlöhnen, Ausbeutung und Misshandlung am Arbeitsplatz, Unterdrückung von Gewerkschaften, gefährliche Verletzungen und Gesundheitsschäden durch mangelnden Arbeitsschutz, Verursachung von massiven Umweltschäden. Dies geschieht täglich weltweit in Zulieferbetrieben deutscher Unternehmen.

Die Bundesregierung deckt diese Geschäftspraktiken und verhindert gezielt die Einführung von Pflichten zu deren Offenlegung. Deutsche Unternehmensverbände und die Bundesregierung versuchen derzeit zu verhindern, dass die EU-Kommission eine Transparenz-Richtlinie verabschiedet. Ziel dieser Richtlinie: Sie soll Unternehmen verpflichten, regelmäßig über die Auswirkungen ihrer Tätigkeit auf Umwelt und Menschen in der gesamten Lieferkette zu berichten. In ihrer Stellungnahme vom 18. November 2011 schreibt die Bundesregierung: „ Die Bundesregierung spricht sich ausdrücklich gegen neue gesetzliche Berichtspflichten zu sozialen und ökologischen Informationen im Rahmen von CSR aus.“ Das Arbeitsministerium hat die Federführung bei der Blockade der EU-Transparenzrichtlinie. 

Frau von der Leyen, wir fordern Sie auf:

Blockieren Sie nicht länger die Offenlegungspflicht für Unternehmen! 

Arbeiten Sie zusammen mit der EU konstruktiv an der Ausgestaltung von Regeln, die deutsche und europäische Unternehmen endlich zur Einhaltung von Menschenrechten, Sozial- und Umweltstandards verpflichten! 

REGIEREN STATT BLOCKIEREN!

AUFDECKEN STATT DECKEN!

TRANSPARENZ JETZT!

P.S. Unsere Forderungen an die Bundesregierung zur Offenlegung von Informationen finden Sie hier: https://www.supermarktmacht.de/wp-content/uploads/transparenz_unterschriftenliste_110531.pdf
Bitte schreiben Sie diesen Protestbrief an Frau von der Leyen:

Link zum Protestbrief

Das Beispiel Aldi

Der Spiegel titelt „Konzern im Kontrollrausch“: Beschäftigte in Deutschland werden überwacht und müssen unbezahlte Überstunden leisten. Aber auch die weltweiten Lieferanten werden einem gnadenlosen Preiswettbewerb ausgesetzt. Niedrigstpreise sind nur wegen der Hungerlöhne der ArbeiterInnen möglich. Die CCC hat mit ihrer Publikation „Im Fokus Discounter“ auf die Diskriminierung und Arbeitsrechtsver-letzungen bei Lieferanten von Aldi in Bangladesch hingewiesen. Aldi aber verweigert jede Stellungnahme. Die Bundesregierung deckt ein solches Verhalten indirekt, indem sie keine Offenlegungspflichten einführt.

Näherinnen schuften für uns – Aldi schweigt

Wir verlangen Offenlegungspflichten für Unternehmen!

Protestbrief an Aldi: link
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